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Die Erbrechtsrevision 
will das bestehende 
 Erbrecht ab 2023 
 etappenweise modernen 
 Lebens realitäten und 
 alternativen Formen des 
Zusammenlebens 
 anpassen. Es empfi ehlt  
sich, bestehende Ehe- 
und Erbverträge sowie 
Testamente bereits heute 
einer Überprüfung zu 
unterziehen und bei 
 Bedarf anzupassen.

Das Erbrecht in seiner 
heutigen Form besteht 
seit über hundert Jah-

ren, im Wesentlichen unverän-
dert. Hingegen haben sich die 
 Lebensrealitäten erheblich verän-
dert. So existieren heute zahl reiche 
 alternative Formen des Zusam-
menlebens (etwa Patch work-
familien und Konkubinatspaare). 
Gleichzeitig haben sich die Le-
benserwartung und die Scheidungs-
rate erhöht, was Zweit- und Dritt-
beziehungen begünstigt. Um den 
veränderten Rahmenbedingungen 
gerecht zu werden, war eine Re-
vision des Erbrechts geboten. 

Anstoss für das umfassende Pro-
jekt gab die Motion «Für ein zeit-
gemässes Erbrecht» des damaligen 
Zürcher Ständerats Felix Gutz-
willer vom 17. Juni 2010.1 Die 
Revision wurde gemäss Bundes-
rats beschluss in drei Teile gestaf-
felt.2 Die erste Etappe geht die sog. 
«politische» Erbrechtsrevision mit 
dem Grundauftrag der Motion 
Gutzwiller an.3 Der zweite Teil 
befasst sich mit «technischen» Re-
visionsanliegen 4 und der dritte ist 
der Erleichterung der erbrechtli-
chen Unternehmensnachfolge ge-
widmet.5 Ausserdem soll das in-
ternationale Erbrecht (d.h. die 
Art. 86–96 IPRG) revidiert wer-
den.6 Der vorliegende Artikel wid-
met sich der ersten Etappe, die auf 
den 1. Januar 2023 in Kraft tritt.

1. Hauptaspekte der 
ersten Etappe 

1.1 Mehr Freiheit, 
weniger Pfl ichtteile
Unter geltendem Recht ist die Ver-
fügungsfreiheit des Erblassers 
 aufgrund der Pfl ichtteile einge-

schränkt. Pfl ichtteile sind Bruch-
teile des gesetzlichen Erbteils 
(vgl. Art. 457–466 ZGB), die den 
Nachkommen, Ehegatten bzw. 
eingetragenen Partnern und in 
 einigen Fällen den Eltern per Ge-
setz zustehen (vgl. Art.  470 f. 
ZGB) und über die der Erblasser 
nicht frei verfügen kann. Der Erb-
lasser erhält künftig mehr Flexi-
bilität, indem der Pfl ichtteil der 
Nachkommen von ¾ des gesetz-
lichen Erbteils auf neu ½ redu-
ziert und der Pfl ichtteil der Eltern 
sogar vollständig aufgehoben wird 
(Art. 470 Abs. 1 und 471 nZGB).7 
Der Pfl ichtteil des überlebenden 
Ehegatten oder eingetragenen 
Partners bleibt unverändert (d.h. 
½ des gesetzlichen Erbteils). 

Unter neuem Recht gilt somit 
für alle Pflichtteilserben ein 
Pfl ichtteilsanspruch von der Hälf-
te des gesetzlichen Erbteils (vgl. 
Art. 471 nZGB). Durch die tie-
feren Pfl ichtteile der Nachkom-
men und den Verlust des Pfl icht-
teilsrechts der Eltern erhöht sich 
somit die frei verfügbare Quote 
des Erblassers. Er kann also freier 
über seinen Nachlass verfügen. 
Folglich können je nach Belieben 
einzelne Nachkommen, der über-
lebende Ehegatte oder eingetra-
gene Partner, aber auch der Kon-
kubinatspartner und wohltätige 
Organisationen besser begünstigt 
werden. Die erhöhte Dispositions-
freiheit erleichtert insbesondere 
auch die Übertragung von Fami-
lienunternehmen. Die gesetzli-
chen Erbteile bleiben demgegen-
über unverändert, womit sich für 
Konstellationen, in denen nicht 
letztwillig über den Nachlass ver-
fügt wurde, mit Inkrafttreten der 
ersten  Etappe der Erbrechtsrevi-
sion nichts verändert.

Die erhöhte erblasserische Ver-
fügungsfreiheit lässt sich exem-
plarisch am folgenden Sachver-
halt darstellen: Hinterlässt eine 
Frau ihren Ehemann und zwei ge-
meinsame Kinder, beträgt der 
Pfl ichtteil des Mannes heute ¼ – 
nämlich die Hälfte des gesetzli-
chen Erbteils von ½ (vgl. Art. 471 
Ziff . 3 ZGB). Der Pfl ichtteil der 
beiden Kinder beläuft sich auf ins-
gesamt ⅜ – nämlich ¾ ihres ge-
setzlichen Erbteils von ½ (vgl. 
Art. 471 Ziff . 1 ZGB). Für jedes 
der beiden Kinder entspricht dies 
einem Pfl ichtteil von �⁄₁₆. Ge -
mäss neuem Recht beträgt der 
Pfl ichtteil des Ehemannes in die-
sem Beispiel weiterhin ¼, derje-
nige der Kinder aber nur noch 
 insgesamt ¼ und pro Kind ⅛  – 
nämlich die Hälfte ihres gesetzli-
chen Erbteils von insgesamt ½; 
vgl. Art. 471 nZGB). Die frei ver-
fügbare Quote der Ehefrau erhöht 
sich in diesem Beispiel von ⅜ auf 
die Hälfte ihres Nachlasses. Hin-
terlässt eine Erblasserin nur Nach-
kommen und keinen Ehegatten 
oder eingetragenen Partner, be-
trägt die frei verfügbare Quote neu 
½ statt wie bisher ¼.

1.2 Quote bei Nutzniessung 
des überlebenden Ehegatten
Ebenfalls an die reduzierten 
Pfl ichtteile der Nachkommen an-
gepasst wird die verfügbare Quo-
te bei der Begünstigung des 
 überlebenden Ehegatten durch 
Nutzniessung nach Art.  473 
Abs. 1 ZGB – ein Instrument, von 
dem in der Praxis häufi g Gebrauch 
gemacht wird. Nach geltendem 
Recht kann dem überlebenden 
Ehegatten die Nutzniessung am 
ganzen, den gemeinsamen Kin-
dern zufallenden Teil der Erb-
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schaft zugewendet werden. Die 
Nutzniessung tritt in diesem Fall 
an die Stelle des dem Ehegatten 
neben diesen Nachkommen zu-
stehenden gesetzlichen Erbrechts. 
Die verfügbare Quote beträgt heu-
te neben dieser Nutzniessung ein 
Viertel des Nachlasses (Art. 473 
Abs.  2 ZGB). Neu wird die 
 verfügbare Quote auf die Hälfte 
des Nachlasses erhöht (Art. 473 
Abs. 2 nZGB). Nach dem neuen 
Recht steht das Planungsinstru-
ment der Nutzniessung nicht 
mehr nur Ehegatten, sondern 
auch eingetragenen Partnern zu. 
Dies ist möglich, weil ein Kind 
aus Stiefkindadoption (Art. 264c 
Abs. 1 Ziff . 2 ZGB) als gemein-
samer Nach komme gilt. 

Bei der Nutzniessung erfolgen 
auch einige Klarstellungen. Wur-
de dem Ehegatten oder eingetra-
genen Partner letztwillig nur die 
Nutzniessung zugewiesen, kann 
er anstelle der Nutzniessung sei-
nen Pfl ichtteil zu vollem Eigen-
tum verlangen. Wird hingegen die 
Nutznies sung akzeptiert, verzich-
tet der überlebende Ehegatte oder 
Partner auf den Pfl ichtteil.8 Für 
die Berechnung der Ansprüche der 
Erben werden bei gemeinsamen 
und nicht gemeinsamen Nach-
kommen zwei unterschiedliche 
Erb massen gebildet. Die eine zwi-
schen dem überlebenden Ehe-
gatten bzw. eingetragenen Partner 
und den gemeinsamen Nachkom-
men, die andere zwischen dem 
überlebenden Ehegatten und den 
nicht gemeinsamen Kindern.9

1.3 Pfl ichtteilsrecht bei Tod 
während einer Scheidung
Mit der Scheidung bzw. Aufl  ösung 
der eingetragenen Partnerschaft 
fällt grundsätzlich das gesetzliche 

Erbrecht der Ehegatten oder Part-
ner dahin und damit auch ihr 
Pfl ichtteilsschutz (Art. 120 Abs. 2 
ZGB; Art. 31 PartG). Sofern kein 
abweichendes Testament nach der 
vollzogenen Scheidung bzw. Auf-
lösung vorliegt und der eine der 
beiden geschiedenen Ehegatten 
oder Partner verstirbt, nimmt der 
andere nicht mehr an dessen 
Nachlass teil und gehört nicht 
mehr zum Kreis der Erbberech-
tigten. Pfl ichtteilsanspruch und 
gesetzliches Erbrecht enden unter 
geltendem Recht erst, wenn die 
Ehegatten rechtskräftig geschie-
den sind bzw. die eingetrage-
ne  Partnerschaft aufgelöst ist 
(Art. 120 Abs. 2 ZGB). Man be-
zieht sich nicht auf den Zeitpunkt 
des eingereichten Scheidungsbe-
gehrens oder Begehrens um Auf-
lösung der eingetragenen Partner-
schaft. Da ein Scheidungs- oder 
Aufl ösungsverfahren je nach Sach-
lage und Gesinnung der Parteien 
sehr lange dauern kann, wollte der 
Gesetzgeber diesem Missbrauchs-
potenzial Einhalt gebieten.10  

Nach neuem Recht verlieren die 
Ehegatten ihre Pfl ichtteilsansprü-
che, nicht jedoch ihr  gesetzliches 
Erbrecht, bereits mit hängigem 
Scheidungsverfahren auf gemein-
sames Begehren oder auf Klage 
nach zweijährigem Getrenntle-
ben – vorbehältlich einer abwei-
chenden Anordnung (Art. 120 
Abs. 3 nZGB; Art. 472 Abs. 1 
nZGB).11 Neu wird explizit in 
Art. 120 Abs. 3 nZGB festgehal-
ten, dass der Erblasser in einem 
Testament oder einem Erbvertrag 
abweichende Anordnungen vor-
sehen kann.12 So kann etwa an-
geordnet werden, dass die Ehefrau 
nach der Scheidung ihren Pfl icht-
teil erhalten soll oder dass der Ehe-

mann den gesetzlichen Erbteil 
auch im Scheidungsfall erhalten 
soll, ausser wenn er wieder heira-
tet. Liegt keine letztwillige Verfü-
gung vor, behält der überlebende 
Ehegatte oder Partner wie bis an-
hin seinen gesetzlichen Erbteil bis 
zur Rechtskraft des Scheidungs-
urteils oder der Aufl ösung der ein-
getragenen Partnerschaft (Art. 120 
Abs.  3 nZGB; Art.  31 Abs.  1 
nPartG). Durch Einreichen des 
Scheidungs- bzw. Aufl ösungsbe-
gehrens kann unter neuem Recht 
somit der Pfl ichtteil des überle-
benden Ehegatten oder Partners 
einseitig entzogen werden.

Der Zeitpunkt des hängigen 
Scheidungs- und Aufl ösungsver-
fahrens ist ausserdem massgeblich 
für die Beurteilung der Gültigkeit 
von Verfügungen von Todes we-
gen (wie bereits unter geltendem 
Recht). Sofern diese nach Einrei-
chung des Scheidungs- bzw. Auf-
lösungsbegehrens errichtet wur-
den, sind sie gültig. Wenn sie 
vorher errichtet wurden, sind sol-
che letztwilligen Verfügungen nich-
tig – zumindest in Bezug auf die-
jenigen Punkte, welche den 
Ehegatten betreff en (Art.  120 
Abs. 3 Ziff . 2 nZGB). Auch die 
übergesetzlichen Begünstigungen 
bei der Vorschlagsbeteiligung 
(Art. 217 Abs. 2 nZGB) und bei der 
Gesamtgutzuweisung (Art. 241 
Abs. 4 nZGB) entfallen bei einem 
hängigen Scheidungsverfahren 
von Gesetzes wegen.13

2. Klarstellungen zu  
offenen Fragen

Neben den Pfl ichtteilsrechtsan-
passungen sieht das neue Erbrecht 
diverse Klarstellungen von in der 

1  Motion Gutzwiller 10.3524 vom 
17.6.2010, www.parlament.ch/de/
ratsbetrieb/suche-curia-vista/
geschaeft?Aff airId=20103524 
(abgerufen 16.11.2021).

2  Medienmitteilung des Bundesrats 
vom 10.5.2017, www.ejpd.admin.ch/
ejpd/de/home/aktuell/news/2017/
2017-05-10.html.

3  BBl 2018, S. 5829 ff .
4  Erläuternder Bericht zur Änderung 

des Zivilgesetzbuches (Erbrecht) 
vom 4.3.2016, S. 1 ff .

5  Das EJPD wurde vom Bundesrat 
beauftragt, eine Botschaft aus-
zuarbeiten, die bisher noch aussteht. 
Vgl. Erläuternder Bericht zum 
 Vorentwurf zur Änderung des 
Schweizerischen Zivilgesetzbuchs 
(Unternehmensnachfolge) vom 
10.4.2019, S. 1 ff .; Vorentwurf zur 
Änderung des Schweizerischen 
 Zivilgesetzbuchs (Unternehmens-
nachfolge) vom 10.4.2019.

6  Vgl. Medienmitteilung des Bundes-
rats vom 13.3.2020, www.admin.ch/
gov/de/start/dokumentation/medien 
mitteilungen.msg-id-78427.html.

7  BBl 2018, S. 5829–5837.
8  BBl 2018, S. 5843.
9  BBl 2018, S. 5843 ff .; siehe für eine 

Beispielrechnung BBl 2018, S. 5844 f.
10  BBl 2018, S. 5838.
11  BBl 2018, S. 5839; 

BBl 2020, S. 9923.
12  BBl 2018, S. 5878.
13  BBl 2018, S. 5840; 

BBl 2020, S. 9922.
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Lehre und Praxis umstrittenen 
Rechtsfragen vor. Nachfolgend 
wird auf die relevantesten Klar-
stellungen eingegangen.
<< Berechnung der Pflichtteile 

bei einer überhälftigen Vor-
schlagszuweisung an den über-
lebenden Ehegatten: Mittels 
Ehe- oder Vermögensvertrag 
können die Ehegatten für den 
Todesfall eines Ehegatten eine 
überhälftige Vorschlagsbetei
ligung bis hin zur gesamten Er-
rungenschaft des anderen 
(«Überlebensklausel») vereinba-
ren (Art.  216 Abs.  1 ZGB; 
Art. 25 PartG). In der Lehre war 
bisher unklar, ob die überhälfti-
ge Vorschlagszuweisung an den 
überlebenden Ehegatten oder 
Partner durch Ehe- oder Vermö-
gensvertrag als Zuwendung un-
ter Lebenden oder als Zuwen-
dung von Todes wegen zu quali-
fizieren ist.14 Die Qualifikation 
ist massgeblich für die Pflicht-
teilsberechnung sowie die Rei-
henfolge der Herabsetzung. Im 
neuen Art.  216 Abs.  2 nZGB 
wird festgehalten, dass jener Teil, 
welcher dem anderen Ehegatten 
durch Vereinbarung überhälftig 
zugewiesen wird, bei der Berech-
nung der Pflichtteile der gemein-
samen Nachkommen, Ehegatten 
oder Partner nicht berücksich-
tigt wird (Qualifikation als Zu-
wendung unter Lebenden). Bei 
der Berechnung der Pflichtteile 
nicht gemeinsamer Nachkom-
men wird die Zuweisung hinge-
gen berücksichtigt (Art.  216 
Abs. 3 nZGB wie bisher).
<< Reihenfolge bei der Herab-

setzung von Zuwendungen: 
Gemäss dem heute geltenden 
Art. 532 ZGB unterliegen in ers-
ter Linie die Verfügungen von 
Todes wegen und dann die Zu-
wendungen unter Lebenden der 
Herabsetzung, bis der Pflichtteil 
hergestellt ist. Der neu formu-
lierte Art.  532 nZGB schafft 
Klarheit in Bezug auf die Rei-
henfolge der Herabsetzbarkeit 

der einzelnen erblasserischen 
Zuwendungen, die Pflichtteile 
der pflichtteilsgeschützten Erben 
verletzen. So unterliegen gemäss 
Art. 532 Abs. 1 nZGB in erster 
Linie Erwerbungen infolge ge-
setzlicher Erfolge (sog. Intestat
erbrecht) der Herabsetzung, an-
schliessend Zuwendungen aus 
Verfügungen von Todes wegen 
und, sofern bis dahin die Pflicht-
teile nicht hergestellt werden 
können, ausserdem Zuwendun-
gen unter Lebenden. Diese Zu-
wendungen unter Lebenden 
werden anschliessend in Art. 532 
Abs. 2 nZGB weiter in ihre He-
rabsetzungsreihenfolge unter-
teilt. Sodann werden als erste 
Zuwendungen unter Lebenden 
diejenigen Zuwendungen aus 
Ehe- und Vermögensvertrag he-
rabgesetzt, welche der Hinzu-
rechnung nach Art.  208 ZGB 
unterliegen. Als Zweites sind 
frei widerrufliche Zuwendungen 
und Leistungen aus gebunde-
ner Selbstvorsorge herabsetzbar, 
dies in gleichem Verhältnis bei 
allen durch diese Kategorie 
der  Zuwendungen Begünstig-
ten. Als Letztes erfolgt eine He-
rabsetzung sämtlicher weiteren 
Zuwendungen unter Lebenden, 
wobei – wie bisher – die jünge-
ren Zuwendungen vor den älte-
ren herabgesetzt werden.
<< Leistungen aus der gebunde-

nen Selbstvorsorge Säule 3a 
(Bank- oder Versicherungs
lösungen), die nicht in den 
Nachlass fallen: Der Gesetzes
entwurf stellt klar, dass Gutha-
ben der gebundenen Selbstvor-
sorge bei Bankstiftungen (Säule 
3a) nicht in den Nachlass fallen 
(Art. 476 Abs. 2 nZGB). Für die 
Pflichtteilsberechnung werden 
die Ansprüche der Begünstigten 
aus Bankstiftungen aber neu 
zum Vermögen des Erblassers 
hinzugerechnet und unterliegen 
damit auch der Herabsetzung 
(Art. 476 und 529 nZGB).15 Bei 
Versicherungslösungen der Säu-

le 3a wird bereits heute der 
Rückkaufswert zur Pflichtteils-
berechnungsmasse hinzugezählt 
(Art. 476 ZGB).

Mit der Anpassung der erb
rechtlichen Bestimmungen geht 
auch eine systematische Anpas-
sung von Art. 82 BVG einher. Neu 
wird in Abs. 3 des Art. 82 nBVG 
festgehalten, dass Anordnungen 
über die Änderung der Reihenfol-
ge der Begünstigten der gebunde-
nen Selbstvorsorge ab dem Inkraft-
treten fortwährend schriftlich zu 
erfolgen haben. Ferner ist die für 
aus gebundener Selbstvorsorge Be-
günstigte und die Erbengemein-
schaft relevante Änderung in 
Art. 82 Abs. 4 nBVG zu erwäh-
nen. So wird festgelegt, dass Be-
günstigte einen selbständigen und 
direkten Anspruch auf die Begüns-
tigung aus gebundener Selbstvor-
sorge haben und diese gegenüber 
der fraglichen Versicherungsein-
richtung oder Bankstiftung durch-
setzen können, sodass die fragli-
che Zuwendung keinesfalls dem 
Nachlass zurechenbar ist und da-
mit auch nicht der ehegüter- und 
erbrechtlichen Teilung unterlie-
gen. Betreffend der gebundenen 
Selbstvorsorge bei Versicherungs-
einrichtungen besteht dieser An-
spruch bereits heute (Art.  78 
VVG). Sie wird durch Art.  82 
Abs. 4 nZGB auf die gebundene 
Selbstvorsorge in Bankstiftungen 
ausgeweitet und im BVG auf Ge-
setzesstufe geregelt. Somit fallen 
diese Leistungen beim Tod des 
Vorsorgenehmers nicht in den 
Nachlass und unterliegen damit 
auch nicht der ehegüter- und erb
rechtlichen Teilung.
<< Schenkungsverbot des Erb

lassers nach Abschluss eines 
Erbvertrages: In Art. 494 Abs. 2 
ZGB ist festgehalten, dass der 
Erblasser frei über sein Vermö-
gen verfügen kann. Verfügungen 
von Todes wegen oder Schen-
kungen, die mit den Verpflich-
tungen des Erblassers aus dem 
Erbvertrag nicht vereinbar sind, 
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14	BBl 2018, S. 5846 f.; Heinz 
Hausheer / Ruth Reusser / Thomas 
Geiser, N. 34 ff., 50 ff. zu Art. 216 
ZGB, in: Berner Kommentar, 
Arthur Meier-Hayoz (Hrsg.), Bern 
1992.

15	BBl 2018, S. 5855 f.
16	BGer 5A_121/2019 vom 

25.11.2019, BGE 140 III 193, E. 2; 
BGE 70 II 255, E. 2.

17	BGer 5C.71/2001 vom 28.09.2001, 
E. 3b.

18	BBl 2018, S. 5861 ff.;  
BBl 2018, S. 5907.

19	Vgl. hierzu auch Dorasamy Rébecca / 
Fracheboud Laetitia, «Veraltetes 
Familienprinzip im Bereich der Erb-
schafts- und Schenkungssteuern», 
in: StR, 76 (2021), S. 222 ff.

20	Vgl. BBl 2018, S. 5870 ff.
21	Peter Breitschmid, N 1 zu 

Art. 15/16 SchlT ZGB, in: Basler 
Kommentar Zivilgesetzbuch II, 
Thomas Geiser / Stephan Wolf 
(Hrsg.), Basel 2019.

unterliegen jedoch der Anfech-
tung (Art. 494 Abs. 3 ZGB). Ge-
mäss der bundesgerichtlichen 
Rechtsprechung zu Art.  494 
Abs. 3 ZGB sind Schenkungen 
prinzipiell mit dem Erbvertrag 
vereinbar, soweit dieser nicht – 
explizit oder implizit – das Ge-
genteil vorsieht.16 Fehlt eine sol-
che Abrede, kann Art. 494 Abs. 3 
ZGB dennoch zur Anwendung 
gelangen, wenn der Erblasser mit 
seinen Schenkungen offensicht-
lich beabsichtigt, seine Verpflich-
tungen aus dem Erbvertrag 
auszuhöhlen oder den Erbver-
tragspartner zu schädigen.17

Gemäss Art. 494 Abs. 3 nZGB 
unterliegen Verfügungen von To-
des wegen und Zuwendungen un-
ter Lebenden, mit Ausnahme der 
üblichen Gelegenheitsgeschenke, 
der Anfechtung soweit sie erstens 
mit den Verpflichtungen aus dem 
Erbvertrag nicht vereinbar sind, 
namentlich wenn sie die erbver-
traglichen Begünstigungen schmä-
lern und zweitens im Erbvertrag 
nicht vorbehalten worden sind. 
Diese Neuformulierung von 
Art. 494 führt zu einem generel-
len Schenkungsverbot statt einer 
generellen Schenkungsfreiheit, wie 
sie bisher bestand. Möchte also 
der Erblasser zu Lebzeiten Schen-
kungen entrichten, die über die 
üblichen Gelegenheitsgeschenke 
hinausgehen, hat er im Erbvertrag 
konsequenterweise einen entspre-
chenden Vorbehalt anzubringen.
<< Kein Anspruch des fakti-

schen Lebenspartners auf Un-
terstützung: Der Unterstüt-
zungsanspruch zur Existenz
sicherung des überlebenden fak-
tischen Lebenspartners, der im 
Entwurf des Bundesrats und in 
der Botschaft über die Teilrevisi-
on des Zivilgesetzbuches18 noch 
vorgesehen war, war nicht mehr-
heitsfähig und wurde im Zuge 
der parlamentarischen Beratun-
gen ersatzlos gestrichen. Fakti-
sche Lebenspartner oder Stief-
kinder können jedoch unter dem 

neuen Recht zumindest über die 
angepassten Pflichtteile stärker 
begünstigt werden als unter gel-
tendem Recht. Gleichzeitig ist 
festzuhalten, dass die Begünsti-
gung faktischer Lebenspartner 
oder auch Stiefkinder in zahlrei-
chen Kantonen nach wie vor teil-
weise beträchtliche Erbschafts-
steuerfolgen nach sich zieht.19

3. In diesen Fällen ist 
Handeln angesagt 

Das neue Erbrecht sieht kein 
eigentliches Übergangsrecht vor,20 
womit dasjenige Recht mass
geblich ist, welches im Zeitpunkt 
des Todes des Erblassers gilt 
(Todestagsprinzip, Art. 15 und 16 
SchlT ZGB).21 Das bedeutet, 
dass auf Erbfälle ab dem Stichtag 
1. Januar 2023 das neue Erbrecht 
anwendbar sein wird.

Da das neue Recht auch auf be-
reits existierende Erbverträge und 
Testamente anwendbar sein wird, 
können sich schwierige Ausle-
gungsfragen ergeben. So kann 
sich beispielsweise die Frage stel-
len, ob die höheren altrecht
lichen  Pflichtteilsquoten oder 
die neuen geringeren oder weg
gefallenen Pflichtteile gelten. Ins-
besondere in Fällen, in denen eine 
Person «auf den Pflichtteil gesetzt 
wird» ohne eine bestimmte Quo-
te zu bezeichnen, ist der erblasse-
rische Wille mittels Auslegung zu 
ermitteln. Hat beispielsweise ein 
Erblasser seine Nachkommen 
(oder einen Nachkommen) auf 
den Pflichtteil gesetzt, ohne die 
genaue Quote festgelegt zu haben, 
so gilt es im Sinne der Rechtssi-
cherheit klarzustellen, ob sich ge-
mäss Erblasserwille die Quote des 
Pflichtteils nach altem oder neu-
em Recht (tiefere Quote) bemisst. 
Fehlt eine derartige Ergänzung, 
könnte ein Pflichtteilserbe gestützt 
auf die Auslegungsregeln argu-
mentieren, dass es dem erblasse-
rischen Willen entsprach, die 

Pflichtteilsquote nach altem, heu-
te geltendem Recht festzusetzen. 
Dasselbe gilt, wenn der Erblasser 
dem Ehegatten die Nutzniessung 
(Art. 473 ZGB) zugewiesen hat 
und über die freie Quote (heute 
¼ und ab 1. Januar 2023 ½) ver-
fügt hat. Insbesondere für Unter-
nehmer kann es sinnvoll sein, sich 
die grössere Dispositionsfreiheit 
unter dem neuen Recht zunutze 
zu machen und mit Verfügungen 
von Todes wegen gezielt Anord-
nungen über die Unternehmens-
nachfolge zu treffen. Bereits heu-
te muss somit dem neuen Recht 
Rechnung getragen werden, in-
dem in der Verfügung von Todes 
wegen sowohl der Erbfall vor als 
auch nach dem 1. Januar 2023 
(Stichtag) geregelt wird. Es sollte 
klargestellt werden, nach wel-
chem anzuwendenden Recht sich 
der Pflichtteil bemisst.

Des Weiteren gilt es zu beach-
ten, dass neu für den Erblasser ein 
Schenkungsverbot bezüglich Zu-
wendungen zu Lebzeiten statuiert 
wird, falls diese mit dem Erb
vertrag unvereinbar sind. Auch 
hier gilt es, Klarheit zu schaffen 
und allenfalls die Erbverträge in-
sofern anzupassen und etwa zu er-
gänzen, dass dem Erblasser zumin-
dest in einem gewissen Umfang 
das Recht eingeräumt wird, zu 
Lebzeiten Zuwendungen auszu-
richten. Bei der Redaktion von 
Ehe- und Erbverträgen gilt es so-
dann genau zu prüfen, inwiefern 
der Wegfall des Pflichtteils
anspruchs oder Erbteils während 
des Scheidungsverfahrens be
rücksichtigt werden soll.

Aufgrund des massgeblichen 
Todestagsprinzips empfiehlt es 
sich somit, letztwillige Verfügun-
gen und Eheverträge derart abzu-
fassen, dass sie sowohl im Todes-
fall vor als auch im Todesfall nach 
dem Datum des Inkrafttretens der 
Erbrechtsrevision dem erblasseri-
schen Willen bestmöglich entspre-
chen und nicht zu Auslegungs-
problemen führen.

Weiterbildung


